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A.A.________, 
Beschwerdeführer,

gegen

Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde Biel.

Schlussbericht,

Beschwerde gegen den Entscheid des Obergerichts des 
Kantons Bern, Kindes- und Erwachsenenschutzgericht, 
vom 31. August 2018 (KES 18 558).

Besetzung

Gegenstand

Verfahrensbeteil igte



Sachverhalt:

Für die Vorgeschichte kann auf das Urteil 5A_600/2017 vom 17. Au-
gust 2017 verwiesen werden.

Am 3. Januar 2018 verstarb B.A.________, worauf der Beistand den
Schlussbericht einreichte,  welchen die KESB Biel mit  Entscheid vom
17. Juli  2018 genehmigte, unter Ausrichtung einer Entschädigung für
den Beistand von Fr. 500.--.

Mit Entscheid vom 31. August 2018 wies das Obergericht des Kantons
Bern  die  hiergegen  vom  Ehemann  A.A.________  erhobene  Be-
schwerde ab, soweit es darauf eintrat.

Gegen  den  obergerichtlichen  Entscheid  hat  A.A.________  eine  Be-
schwerde eingereicht bei der Staatsanwaltschaft Region Berner Jura-
Seeland,  welche  die  Eingabe  dem Obergericht  weiterleitete,  das  sie
dem Bundesgericht schickte. Sinngemäss stellt er das Begehren, dass
ihm die vom Heim C.________, in welchem seine verstorbene Ehefrau
untergebracht  war,  rechtswidrig  aufgebürdeten  bzw.  die  unrecht-
mässig  eingetriebenen  Kosten  von  Fr.  5'000.--  zurückzuerstatten
seien. Ferner verlangt er eine gerichtliche Untersuchung der Verhält-
nisse im Heim C.________.

Erwägungen:

1.
Das Beschwerdethema kann gegenüber dem angefochtenen Entscheid
nicht erweitert werden; insbesondere sind neue Begehren vor Bundes-
gericht  unzulässig  (Art.  99 Abs.  2 BGG).  Soweit  mehr  oder anderes
verlangt  wird,  als von der Vorinstanz beurteilt  wurde,  ist  auf  die Be-
schwerde  nicht  einzutreten  (BGE 136  V  362  E.  3.4.2  S.  365;  Urteil
5A_761/2016 vom 20. Juni 2017 E. 2.2.3).

2.
Gegenstand  des angefochtenen  Entscheides  war  einzig  die  Prüfung
des Schlussberichtes und die Entschädigung des Beistandes.

Der Beschwerdeführer stellt erneut die über seine verstorbene Ehefrau
errichtete Vertretungsbeistandschaft mit Einkommens- und Vermögens-
verwaltung in Frage, die er für ungesetzlich hält, weil er ja der gesetz-
liche Vertreter seiner Ehefrau gewesen sei, zumal sie in Gütergemein-
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schaft gelebt hätten. Die Errichtung der Beistandschaft war indes nicht
Gegenstand des angefochtenen Entscheides.

Sodann  ist  der  Beschwerdeführer  der  Auffassung,  dass  sämtliche
Heimkosten von den Ergänzungsleistungen hätten gedeckt sein müs-
sen und die KESB amtsanmassend in seine finanziellen Verhältnisse
eingegriffen habe, wenn das Heim C.________ für eine Kostenrestanz
auf ihn zurückgreife; mit der Betreibung werde an ihm eine Nötigung
begangen.  Auch  all  dies  war  nicht  Gegenstand  des  angefochtenen
Entscheides.

Schliesslich  ist  das  Bundesgericht  keine  Aufsichtsinstanz  über  das
Heim  C.________  und  kann  die  dortigen  Verhältnisse  nicht  unter-
suchen.

Zum Schlussbericht  des Beistandes erfolgen in der Beschwerde kei -
nerlei Vorbringen. Nur der Vollständigkeit halber sei festgehalten, dass
dieser  –  im Unterschied  zur  periodischen  Berichterstattung  –  einzig
der Information und nicht der Überprüfung der Führung der Beistand-
schaft dient, weshalb die Genehmigung auszusprechen ist, soweit der
Bericht  der  Informationspflicht  genügt;  dies  wird  im  angefochtenen
Entscheid zutreffend festgehalten.

3.
Nach  dem Gesagten  erweist  sich  die  Beschwerde  als  offensichtlich
unzulässig,  weshalb  auf  sie  nicht  eingetreten  werden  kann  und  der
Präsident im vereinfachten Verfahren entscheidet (Art. 108 Abs. 1 lit. a
BGG).

4.
Angesichts der  konkreten Umstände wird auf  die Erhebung von Ge-
richtskosten verzichtet (Art. 66 Abs. 1 BGG).
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Demnach erkennt der Präsident:

1.
Auf die Beschwerde wird nicht eingetreten.

2.
Es werden keine Gerichtskosten erhoben.

3.
Dieses  Urteil  wird  dem Beschwerdeführer,  der  KESB Biel  und  dem
Obergericht  des  Kantons  Bern,  Kindes-  und  Erwachsenenschutzge-
richt, schriftlich mitgeteilt.

Lausanne, 4. Oktober 2018

Im Namen der II. zivilrechtlichen Abteilung 
des Schweizerischen Bundesgerichts 

Der Präsident: Der Gerichtsschreiber:

von Werdt Möckli
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